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digen Fahrkosten beihilfefähig für Pflege-
bedürftige in

	 a) Pflegestufe 1 bis zu
468 Euro je Kalendermonat,

	 b) Pflegestufe 2 bis zu
1 144 Euro je Kalendermonat,

	 c) Pflegestufe 3 bis zu
1 612 Euro je Kalendermonat.

Die Aufwendungen sind neben den Auf-
wendungen bei häuslicher Pflege nach 
Nummer 5 und Absatz 3 und 4 beihilfefä-
hig.«

cc)	 Nummer 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »Ist eine Pflegeperson nach Absatz 4 wegen 
Urlaub, Krankheit oder aus anderen Gründen 
an der häuslichen Pflege gehindert, sind Auf-
wendungen für die Pflege entsprechend § 39 
Absatz 1 Satz 3 SGB XI für Pflegebedürftige 
der Pflegestufe 0 mit eingeschränkter Alltags-
kompetenz und der Pflegestufen 1 bis 3 bis zu 
1 612 Euro jährlich beihilfefähig (Verhinde-
rungspflege).«

dd)	Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a 
eingefügt:

	 »2 a. �Der beihilfefähige Höchstbetrag der Ver-
hinderungspflege kann um bis zu 50 Pro-
zent des noch nicht in Anspruch genom-
menen Höchstbetrages für Kurzzeitpflege 
erhöht werden. Der dabei in Anspruch 
genommene Betrag vermindert den bei-
hilfefähigen Höchstbetrag nach Absatz 7 
Satz 1.«

ee)	 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

	 »4.   � Beihilfefähig sind Aufwendungen bei ei-
nem erheblichen Bedarf an allgemeiner 
Beaufsichtigung und Betreuung nach 
Maßgabe des § 45 a SGB XI und Aufwen-
dungen für zusätzliche Betreuungs- und 
Entlastungsleistungen nach Maßgabe des 
§ 45 b SGB XI. Daneben sind unter den 
Voraussetzungen des Satzes  1 Aufwen-
dungen nach Maßgabe 

a) der Nummer 1 a und des Absatzes 3

aa) �ohne Pflegestufe nach § 15 SGB XI 
entsprechend § 123 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 SGB XI bis zu 231 Euro 
je Kalendermonat,

bb) �in Pflegestufe 1 entsprechend § 123 
Absatz 3 SGB XI von zusätzlich 
bis zu 221 Euro je Kalendermonat,

cc) �in Pflegestufe 2 entsprechend § 123 
Absatz 4 SGB XI von zusätzlich bis 
zu 154 Euro je Kalendermonat,

Verordnung des Finanzministeriums  
zur Änderung der Beihilfeverordnung

Vom 22. November 2016

Es wird verordnet auf Grund von

1.	§ 78 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes vom 9. No-
vember 2010 (GBl. S. 793, 794), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 4. Oktober 2016 (GBl. 
S. 561) geändert worden ist, im Einvernehmen mit 
dem Innenministerium und

2.	§ 8 des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes in 
der Fassung vom 22. Mai 2000 (GBl. S. 504), das zu-
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 1. Dezember 
2015 (GBl. S. 1035, 1038) geändert worden ist:

Artikel 1

Die Beihilfeverordnung vom 28. Juli 1995 (GBl. S. 561), 
die zuletzt durch Verordnung vom 2. Juni 2015 (GBl. 
S. 379) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	§ 9 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Nummern 1 bis 3 wie 
folgt neu gefasst:

	 »1.	in Pflegestufe 1 bis zu 
468 Euro je Kalendermonat,

	 2.	 in Pflegestufe 2 bis zu
1 144 Euro je Kalendermonat,

	 3.	 in Pflegestufe 3 bis zu
1 612 Euro je Kalendermonat.«

bb)	In Satz 2 wird die Angabe »1 918 Euro« durch 
die Angabe »1 995 Euro« ersetzt.

b)	 In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort monatlich gestri-
chen und werden die Nummern 1 bis 3 wie folgt 
gefasst:

	 »1. 	in Pflegestufe 1:� 244 Euro je Kalendermonat,«

	 2.	 in Pflegestufe 2:� 458 Euro je Kalendermonat,«

	 3.	 in Pflegestufe 3:� 728 Euro je Kalendermonat.«

c)	 In Absatz 5 Satz 2 werden die Nummern 1 bis 3 wie 
folgt gefasst:

	 »1.	in Pflegestufe 1:� 266 Euro je Kalendermonat,«

	 2.	 in Pflegestufe 2:� 407 Euro je Kalendermonat,«

	 3.	 in Pflegestufe 3:� 662 Euro je Kalendermonat.«

d)	 Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 1 wird Satz 2 aufgehoben.

bb)	Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1 a 
eingefügt:

	 »1 a. �In Einrichtungen der Tages- und Nacht-
pflege sind die Aufwendungen für teilsta-
tionäre Pflege einschließlich der notwen-
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Artikel 2

Die Beihilfeverordnung vom 28. Juli 1995 (GBl. S. 561), 
die zuletzt durch Artikel 1 dieser Verordnung geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

  1.	In der Überschrift sowie in Nummer 2.2.2 Satz 2 
Buchstabe a und b und Nummer 2.4 der Anlage wer-
den jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisteriums« durch das Wort »Finanzministeriums« 
ersetzt.

  2.	In § 5 Absatz 6 Satz 1, § 6 Absatz 1 Nummer 2 Satz 
3 Buchstabe a und Absatz 2, § 17 Absatz 1 Satz 1 
Halbsatz 2, § 19 Absatz 4 Satz 1 und in Nummer 2.4 
Satz 1 der Anlage werden jeweils die Wörter »Fi-
nanz- und Wirtschaftsministerium« durch das Wort 
»Finanzministerium« ersetzt.

  3.	In § 2 Absatz 3 wird die Angabe »§ 9 Absatz 12« 
durch die Wörter »§ 9 a Absatz  1, § 9 f Absatz 2, 
§ 9 j« ersetzt.

  4.	In § 4 Absatz 4 werden die Wörter »Statut für Be-
amte der Europäischen Gemeinschaften« durch die 
Wörter »Statut der Beamten der Europäischen 
Union« ersetzt.

  5.	§ 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 7 wird das Komma am Ende durch 
einen Punkt ersetzt und nach einer Leerzeile fol-
gender Satz angefügt:

	 »Ist häusliche Krankenpflege nach Satz 1 bei 
schwerer Krankheit oder wegen akuter Verschlim-
merung, insbesondere nach einem Krankenhaus-
aufenthalt, nach einer ambulanten Operation oder 
nach einer ambulanten Krankenhausbehandlung 
nicht ausreichend und liegt keine Pflegebedürftig-
keit nach § 9 vor, sind die in Rechnung gestellten 
Aufwendungen für eine Kurzzeitpflege bis zu 
dem in § 42 Absatz 2 Satz 2 SGB XI genannten 
Betrag je Kalenderjahr in zugelassenen Einrich-
tungen nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch 
oder in anderen geeigneten Einrichtungen beihil-
fefähig, wenn die Notwendigkeit der Kurzzeit-
pflege ärztlich bescheinigt worden ist.«

b)	 In Nummer 8 Satz 4 wird die Angabe »§ 9 Ab- 
satz 10« durch die Angabe »§ 9 i« ersetzt.

  6.	In § 7 Absatz 7 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe »§ 26 
Absatz 2 Nummer 2 BBhV« durch die Angabe 
»§ 26 a Absatz 1 Nummer 2 BBhV« ersetzt.

  7.	§ 9 wird wie folgt gefasst:

	 »§ 9

	 Feststellung der Pflegebedürftigkeit  
und Voraussetzungen für Pflegeleistungen

	 (1) Pflegebedürftig sind Personen, die gesundheitlich 
bedingte Beeinträchtigungen der Selbständigkeit 
oder der Fähigkeiten nach § 14 Absatz 2 SGB XI 

b) �der Nummer 2 dieses Absatzes,

c) �der Absätze 10 und 11

beihilfefähig. Unter den Voraussetzungen 
des Satzes 1 gelten in den Fällen des Ab-
satzes 4 als beihilfefähige Aufwendungen

a) �ohne Pflegestufe nach § 15 SGB XI 
entsprechend § 123 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 SGB XI 123 Euro je Kalen-
dermonat,

b) �in Pflegestufe 1 entsprechend § 123 
Absatz 3 SGB XI zusätzlich 72 Euro je 
Kalendermonat,

c) �in Pflegestufe 2 entsprechend § 123 
Absatz 4 SGB XI zusätzlich 87 Euro je 
Kalendermonat.«

ff)	 In Nummer 5 werden nach dem Wort »Pflege-
bedürftige« die Wörter »der Pflegestufe 0 mit 
eingeschränkter Alltagskompetenz oder der 
Pflegestufen 1 bis 3« eingefügt und die Angabe 
»200 Euro« durch die Angabe »205 Euro« er-
setzt.

e)	 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter »1 470 Euro, ab 1. 
Januar 2010 bis zu 1 510 Euro und ab 1. Januar 
2012 bis zu 1 550 Euro« durch die Angabe 
»1 612 Euro« ersetzt.

bb)	Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

	 »Der beihilfefähige Höchstbetrag der Kurzzeit-
pflege kann um bis zu 100 Prozent des noch 
nicht in Anspruch genommenen Höchstbetrags 
für Verhinderungspflege (Absatz 6 Nummer 2) 
erhöht werden. Der dabei in Anspruch genom-
mene Betrag vermindert den beihilfefähigen 
Höchstbetrag nach Absatz 6 Nummer 2.«

f)	 In Absatz 11 Satz 1 werden die Wörter »des Pflege-
bedürftigen sind beihilfefähig,« durch die Wörter 
»von Pflegebedürftigen der Pflegestufe 0 mit ein-
geschränkter Alltagskompetenz oder der Pflegestu-
fen 1 bis 3 sind entsprechend § 40 Absatz 4 SGB 
XI beihilfefähig,« ersetzt.

g)	 Folgender Absatz 13 wird angefügt:

	 »(13) Hat eine nicht beihilfeberechtigte Person ei-
nen Anspruch auf Pflegeunterstützungsgeld nach 
§ 44 a Absatz 3 SGB XI wegen der Pflege einer bei-
hilfeberechtigten Person oder eines berücksichti-
gungsfähigen Angehörigen, wird hierzu eine Bei-
hilfe unter Anwendung des für den gepflegten Bei-
hilfeberechtigten oder berücksichtigungsfähigen 
Angehörigen maßgeblichen Bemessungssatzes ge-
währt. Die Festsetzung des Pflegeunterstützungs-
geldes erfolgt auf schriftlichen Antrag der nicht 
beihilfeberechtigten Person nach Satz 1.«



Nr. 22	 GBl. vom 8. Dezember 2016� 613

	 »§ 9 a

	 Pflegeberatung und Beratungsbesuch

	 (1) Die Beihilfestelle trägt die Kosten für eine Pfle-
geberatung nach § 7 a SGB XI, wenn Beihilfeberech-
tigte oder berücksichtigungsfähige Angehörige Leis-
tungen der Pflegeversicherung

1.	 beziehen oder

2.	 beantragt haben und erkennbar Hilfs- und Bera-
tungsbedarf besteht. 

	 Die Zahlung nach Satz 1 erfolgt auf formlosen An-
trag an berechtigte Träger der Pflegeberatung. Es 
wird eine pauschale Beihilfe entsprechend der je-
weils maßgeblichen Vereinbarung nach § 37 Ab- 
satz 1 der Bundesbeihilfeverordnung gewährt.

	 (2) Beihilfefähig sind Aufwendungen für Beratungs-
besuche nach § 37 Absatz 3 SGB XI ohne Anrech-
nung auf die Beträge nach § 9 b Absatz 2 Satz 3.

	 § 9 b

	 Häusliche Pflege, Kombinationspflege,  
ambulante Wohngruppen

	 (1) Die Aufwendungen für häusliche Pflege durch 
geeignete Pflegekräfte nach § 36 Absatz 4 Satz 2 und 
3 SGB XI (Pflegesachleistungen) sind in dem als 
notwendig festgestellten Umfang der Pflege ein-
schließlich der Fahrkosten entsprechend des Pflege-
grades des § 15 Absatz 3 SGB XI für Pflegebedürf-
tige beihilfefähig in

1.	 Pflegegrad 2 bis zu� 689 Euro je Kalendermonat,

2.	 Pflegegrad 3 bis zu�1 298 Euro je Kalendermonat,

3. 	Pflegegrad 4 bis zu�1 612 Euro je Kalendermonat,

4. 	Pflegegrad 5 bis zu�1 995 Euro je Kalendermonat.

	 Im Übrigen ist § 5 Absatz 6 mit Ausnahme von des-
sen Satz 3 anzuwenden. Bei einer Pflege durch nahe 
Angehörige sind die Aufwendungen im Rahmen des 
Satzes 1 nur unter den weiteren Voraussetzungen des 
§ 6 Absatz 1 Nummer 7 Satz 3 beihilfefähig; besteht 
danach kein Beihilfeanspruch, findet Absatz 2 An-
wendung.

	 (2) Bei einer häuslichen Pflege durch geeignete Pfle-
gepersonen nach § 19 SGB XI wird ein Pflegegeld 
ohne Nachweis von Aufwendungen als beihilfefähig 
berücksichtigt. Der Anspruch setzt voraus, dass die 
oder der Pflegebedürftige mit dem zustehenden Pfle-
gegeld die erforderlichen körperbezogenen Pflege-
maßnahmen und pflegerischen Betreuungsmaßnah-
men sowie Hilfen bei der Haushaltsführung in geeig-
neter Weise selbst sicherstellt. Als beihilfefähig gel-
ten in

1.	 Pflegegrad 2:� 316 Euro je Kalendermonat,

2.	 Pflegegrad 3:� 545 Euro je Kalendermonat,

3.	 Pflegegrad 4:� 728 Euro je Kalendermonat,

4.	 Pflegegrad 5:� 901 Euro je Kalendermonat.

aufweisen und deshalb der Hilfe durch andere bedür-
fen. Es muss sich um Personen handeln, die körperli-
che, kognitive oder psychische Beeinträchtigungen 
oder gesundheitlich bedingte Belastungen oder An-
forderungen nicht selbständig kompensieren oder be-
wältigen können. Die Pflegebedürftigkeit muss vor-
aussichtlich mindestens sechs Monate andauern und 
einem Pflegegrad nach § 15 Absatz 3 SGB XI zuzu-
ordnen sein, um einen Anspruch auf Beihilfefähig-
keit der Aufwendungen nach §§ 9 a bis 9 i zu begrün-
den.

	 (2) Die Beihilfestelle entscheidet über die Pflegebe-
dürftigkeit und die Beihilfe. Erforderlich ist eine Er-
hebung der die Pflegebedürftigkeit begründenden 
Kriterien durch ein medizinisches Gutachten, das zu 
dem Vorliegen der Pflegebedürftigkeit sowie zu Art 
und notwendigem Umfang der Pflege Stellung 
nimmt. Bei Versicherten der privaten oder sozialen 
Pflegeversicherung ist der von der Versicherung fest-
gestellte Pflegegrad auch für die Beihilfe bindend, 
im Übrigen ist aufgrund des für die Versicherung er-
stellten Gutachtens zu entscheiden. Dies schließt 
Aufwendungen zu Maßnahmen zur Beseitigung, 
Minderung oder Verhütung einer Verschlimmerung 
der Pflegebedürftigkeit einschließlich der Leistungen 
zu einer medizinischen Rehabilitation ein. Kostenan-
teile für die Erstellung des Gutachtens nach Satz 3 
werden nicht erstattet. Die Beihilfe wird ab Beginn 
des Monats der erstmaligen Antragstellung oder des 
Antrags auf Feststellung eines höheren Pflegegrades 
bei der Beihilfestelle oder Pflegeversicherung ge-
währt, frühestens jedoch ab dem Zeitpunkt, von dem 
an die Anspruchsvoraussetzungen vorliegen.

	 (3) Bei Vorliegen des Pflegegrades 1 beschränkt sich 
der Anspruch nach Absatz 1 Satz 3 auf: 

1.	 Pflegeberatung und Beratungsbesuch nach § 9 a,

2.	 Aufwendungen bei ambulanten Wohngruppen 
nach § 9 b Absatz 4,

3.	 Vergütungszuschläge nach § 9 f Absatz 1 Satz 3,

4.	 aktivierende Maßnahmen nach § 9 f Absatz 2,

5.	 Entlastungsbetrag nach § 9 g Absatz 1,

6.	 Wohnumfeldverbesserung nach § 9 h,

7.	 Pflegehilfsmittel nach § 9 i.

	 Wählen Pflegebedürftige des Pflegegrades 1 vollsta-
tionäre Pflege, besteht darüber hinaus je Kalender-
monat Anspruch auf Beihilfe zu den vollstationären 
Aufwendungen bis zu dem Betrag nach § 43 Absatz 
3 SGB XI.

	 (4) Bei Pflegebedürftigkeit sind die Aufwendungen 
für die von Ärzten begründet als notwendig beschei-
nigte Behandlungspflege beihilfefähig; § 6 Absatz 1 
Nummer 7 Satz 3 gilt entsprechend.«

  8.	Nach § 9 werden folgende §§ 9 a bis 9 j eingefügt:
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3.	 der Zuschlag bei ambulanten Wohngruppen (§ 9 b 
Absatz 4 Satz 1) nach Maßgabe des § 38 a Ab- 
satz 1 Satz 2 SGB XI.

	 § 9 d

	 Verhinderungspflege und Kurzzeitpflege

	 (1) Ist eine Pflegeperson nach § 9 b Absatz 2 wegen 
Urlaub, Krankheit oder aus anderen Gründen an der 
häuslichen Pflege gehindert, so sind Aufwendungen 
für die Pflege bis zu dem in § 39 Absatz 1 Satz 3 
SGB XI genannten Betrag pro Kalenderjahr beihilfe-
fähig (Verhinderungspflege); § 9 b Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend.

	 (2) Kann die häusliche Pflege nach § 9 b zeitweise 
nicht, noch nicht oder nicht im erforderlichen Um-
fang erbracht werden und reicht auch teilstationäre 
Pflege nach § 9 c oder § 9 e Satz 1 nicht aus, sind 
Aufwendungen für vollstationäre Pflege nach § 42 
Absatz 2 und 3 Satz 1 und Absatz 4 SGB XI beihilfe-
fähig (Kurzzeitpflege). § 9 f Absatz 1 Satz 3 und Ab-
satz 3 finden entsprechend Anwendung.

	 (3) Der beihilfefähige Höchstbetrag für Verhinde-
rungspflege kann um bis zu 50 Prozent des beihilfe-
fähigen Höchstbetrages für Kurzzeitpflege erhöht 
werden, jedoch nur, soweit dieser Höchstbetrag noch 
nicht in Anspruch genommen wurde. Der in An-
spruch genommene Betrag vermindert den beihilfe-
fähigen Höchstbetrag für Kurzzeitpflege. Der beihil-
fefähige Höchstbetrag für Kurzzeitpflege kann um 
bis zu 100 Prozent des beihilfefähigen Höchstbetra-
ges für Verhinderungspflege erhöht werden, jedoch 
nur, soweit dieser Höchstbetrag noch nicht in An-
spruch genommen wurde. Der dabei für die Kurz-
zeitpflege in Anspruch genommene Betrag vermin-
dert den beihilfefähigen Höchstbetrag für Verhinde-
rungspflege.

	 § 9 e

	 Pflege in Einrichtungen der Hilfe  
für behinderte Menschen

	 Wird die häusliche Pflege teilstationär in Einrichtun-
gen der Hilfe für behinderte Menschen (§§ 43 a, 71 
Absatz 4 SGB XI) erbracht, sind die Aufwendungen 
für die Pflege in der Einrichtung neben Aufwendun-
gen nach § 9 b Absatz 2 bis zur Höhe der Hälfte der 
in Satz 2 genannten Beträge beihilfefähig. Wird die 
Pflege vollstationär in Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe erbracht, gelten als beihilfefähige Aufwen-
dungen für die Pflege in der Einrichtung in

1.	 Pflegegrad 2:� 266 Euro je Kalendermonat,

2.	 Pflegegrad 3:� 522 Euro je Kalendermonat,

3.	 Pflegegrad 4:� 698 Euro je Kalendermonat,

4.	 Pflegegrad 5:� 863 Euro je Kalendermonat.

	 Im Monat des Beginns und der Beendigung der 
Pflege werden die Beträge nach Satz 1 und 2 hal-

	 Die Beträge nach Satz 3 vermindern sich anteilig nur 
um die Tage einer vollstationären Unterbringung 
nach § 6 Absatz 1 Nummer 6 und § 7, soweit diese 
über vier Wochen hinausgeht. Sie vermindern sich 
ebenso um Tage, an denen Beihilfe für eine vollstati-
onäre Pflege in Einrichtungen der Hilfe für behin-
derte Menschen nach § 9 e oder für vollstationäre 
Pflege nach § 9 f zusteht. Für Tage, an denen Beihilfe 
für Kurzzeitpflege nach § 9 d Absatz 2 zusteht, er-
folgt für bis zu acht Wochen im Kalenderjahr die 
Minderung nur zur Hälfte. Dabei gelten Tage der An- 
und Abreise jeweils auch als volle Tage der häusli-
chen Pflege. Pflegegeld wird bis zum Ende des Ka-
lendermonats gewährt, in dem der Pflegebedürftige 
verstorben ist.

	 (3) Werden im Kalendermonat sowohl Pflegesach-
leistungen nach Absatz 1 als auch Pflegegeld nach 
Absatz 2 in Anspruch genommen (Kombinations-
pflege), darf die Summe der nach den Absätzen 1 
und 2 beihilfefähigen Beträge den nach dem Pflege-
grad zutreffenden Höchstbetrag des Absatzes 1 nicht 
übersteigen.

	 (4) Bei Pflegebedürftigen in ambulant betreuten 
Wohngruppen, die Beihilfe aufgrund von Absatz 1 
oder 2 oder § 9 g erhalten, ist ein pauschaler Zu-
schlag nach Maßgabe des § 38 a SGB XI beihilfefä-
hig. Aufwendungen der Anschubfinanzierung zur 
Gründung von ambulant betreuten Wohngruppen 
sind nach Maßgabe des § 45 e SGB XI beihilfefähig, 
wenn und soweit die Maßnahme von der Pflegeversi-
cherung anteilig bezuschusst wird.

	 § 9 c

	 Teilstationäre Pflege in Einrichtungen  
der Tages- und Nachtpflege

	 (1) Wird die häusliche Pflege teilstationär in Einrich-
tungen der Tages- und Nachtpflege nach § 41 Ab- 
satz 1 SGB XI erbracht, sind die pflegebedingten 
Aufwendungen einschließlich der notwendigen 
Fahrkosten und der Aufwendungen für die in der 
Einrichtung notwendigen Leistungen der medizini-
schen Behandlungspflege entsprechend des Pflege-
grades nach § 15 Absatz 3 SGB XI beihilfefähig. 
Beihilfefähig sind in

1.	 Pflegegrad 2 bis zu� 689 Euro je Kalendermonat,

2.	 Pflegegrad 3 bis zu�1 298 Euro je Kalendermonat,

3.	 Pflegegrad 4 bis zu�1 612 Euro je Kalendermonat,

4.	 Pflegegrad 5 bis zu�1 995 Euro je Kalendermonat.

	 § 9 f Absatz 1 Satz 3 ist entsprechend anzuwenden.

	 (2) Neben den Aufwendungen der teilstationären 
Pflege in Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege 
sind folgende Aufwendungen beihilfefähig:

1.	 Pflegesachleistungen (§ 9 b Absatz 1),

2.	 Pflegegeld (§ 9b Absatz 2),
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sowie der Renten aus den gesetzlichen Rentenver-
sicherungen und zusätzlichen Alters- und Hinter-
bliebenenversorgungseinrichtungen.

	 Angehörige nach Satz 2 Nummern 1 und 2 sind Per-
sonen, die nach § 3 Absatz 1 berücksichtigungsfähig 
sind. Die in Satz 2 Nummern 1 und 2 bezeichneten 
Eigenanteile werden nur für Kalendertage abgezo-
gen, für die Aufwendungen für Unterkunft in Rech-
nung gestellt sind.

	 § 9 g

	 Entlastungsbetrag und Umwandlungsanspruch

	 (1) Bei Pflegebedürftigen in häuslicher Pflege sind 
Aufwendungen nach Maßgabe des § 45 b SGB XI 
(Entlastungsbetrag) beihilfefähig bei Inanspruch-
nahme von

1.	 Tages- oder Nachtpflege,

2.	 Kurzzeitpflege, jedoch ohne Eigenanteile nach 
§ 9 f Absatz 3,

3.	 Pflegesachleistungen, in den Pflegegraden 2 bis 5 
jedoch nicht von Leistungen im Bereich der 
Selbstversorgung nach § 14 Absatz 2 Nummer 4 
SGB XI,

4.	 nach Landesrecht anerkannten Angeboten zur Un-
terstützung im Alltag nach § 45 a SGB XI.

	 (2) Pflegebedürftige in häuslicher Pflege mit mindes-
tens Pflegegrad 2 können eine Beihilfegewährung zu 
nach Absatz 1 Nummer 4 zustehenden Aufwendun-
gen unter Anrechnung auf ihren Anspruch auf Pfle-
gesachleistungen nach § 9 b Absatz 1 beantragen, 
soweit für den jeweiligen Kalendermonat für die gel-
tend gemachten Aufwendungen noch keine Beihilfe 
zu vorrangig zu gewährenden Pflegesachleistungen 
nach § 9 b Absatz 1 bezogen wurde. Der hierfür ver-
wendete Betrag darf je Kalendermonat 40 Prozent 
des nach § 9 b Absatz 1 für den jeweiligen Pflegegrad 
vorgesehenen beihilfefähigen Höchstbetrag nicht 
überschreiten. Die Inanspruchnahme des Umwand-
lungsanspruchs nach Satz 1 und die Inanspruch-
nahme des Entlastungsbetrags nach Absatz 1 erfol-
gen unabhängig voneinander. 

	 § 9 h

	 Individuelle Wohnumfeldverbesserung

	 Aufwendungen zur Verbesserung des individuellen 
oder gemeinsamen Wohnumfeldes nach § 40 Ab- 
satz 4 SGB XI sind beihilfefähig, wenn und soweit 
die Maßnahme von der Pflegeversicherung anteilig 
bezuschusst wird.

	 § 9 i

	 Pflegehilfsmittel

	 Aufwendungen für Hilfsmittel zur Linderung von 
Beschwerden, zur Erleichterung der Pflege oder der 
selbständigen Lebensführung der oder des Pflegebe-

biert; im Übrigen sind Unterbrechungen bereits bei 
der Bemessung der Beträge berücksichtigt.

	 § 9 f

	 Vollstationäre Pflege, Vergütungszuschläge, 
Aktivierungsbetrag, Eigenanteil bei Unterkunfts-, 

Verpflegungs- und Investitionskosten

	 (1) Ist häusliche Pflege längerfristig nicht ausrei-
chend möglich, sind Aufwendungen für die vollstati-
onäre Pflege nur in einer dafür zugelassenen Pflege-
einrichtung (§ 72 Absatz 1 Satz 1 SGB XI) beihilfe-
fähig. Erfolgt die Unterbringung vollstationär, liegen 
aber die Voraussetzungen des Satzes 1 oder der 
Kurzzeitpflege nach § 9 d Absatz 2 und der Pflege in 
Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen 
nach § 9 e nicht vor, sind die auf die Pflege entfallen-
den Kosten im Rahmen der Höchstbeträge für Pfle-
gesachleistungen nach § 9 b Absatz 1 beihilfefähig. 
Aufwendungen für Vergütungszuschläge nach § 84 
Absatz 8 SGB XI in Verbindung mit § 85 Absatz 8 
SGB XI sind beihilfefähig. 

	 (2) Der Betrag nach § 87 a Absatz 4 SGB XI ist bei-
hilfefähig, wenn die pflegebedürftige Person nach 
der Durchführung aktivierender oder rehabilitativer 
Maßnahmen in einen niedrigeren Pflegegrad zurück-
gestuft oder festgestellt wurde, dass sie nicht mehr 
pflegebedürftig nach §§ 14 und 15 SGB XI ist. An-
stelle des Beihilfeberechtigten kann die Pflegeein-
richtung den Betrag gegenüber der Beihilfestelle gel-
tend machen. Die gewährte Beihilfe ist vom Zah-
lungsempfänger zurückzufordern, wenn die oder der 
Pflegebedürftige innerhalb von sechs Monaten in ei-
nen höheren Pflegegrad oder wieder als pflegebe-
dürftig nach §§ 14 und 15 SGB XI eingestuft wird.

	 (3) Aus Anlass einer nach Absatz 1 beihilfefähigen 
vollstationären Pflege sind Aufwendungen für Unter-
kunft (einschließlich Investitionskosten und Verpfle-
gung) insoweit beihilfefähig, als sie einen Eigenan-
teil übersteigen. Der Eigenanteil beträgt 

1.	 bei Beihilfeberechtigten mit 

a)	 einem Angehörigen
250 Euro je Kalendermonat, 

b)	 zwei Angehörigen
220 Euro je Kalendermonat, 

c)	 drei Angehörigen 
190 Euro je Kalendermonat, 

d)	 mehr als drei Angehörigen
160 Euro je Kalendermonat;

	 die Beträge gelten für jede Person, wenn mehr als 
eine Person vollstationär pflegebedürftig ist,

2.	 bei Beihilfeberechtigten ohne Angehörige oder 
bei gleichzeitiger vollstationärer Pflege des Bei-
hilfeberechtigten und aller Angehörigen 70 Pro-
zent der in § 2 Absatz 2 genannten Bruttobezüge 
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	 »(8) Für die am 31. Dezember 2016 vorhandenen 
Pflegebedürftigen, die zum 1. Januar 2017 nicht 
in einen Pflegegrad nach § 9 Absatz 2 Satz 2 in 
der ab 1. Januar 2017 geltenden Fassung überge-
leitet werden, gelten §§ 140 und 141 Absatz 1 und 
2 sowie § 142 Absatz 1 SGB XI entsprechend; 
§ 141 Absatz 2 SGB XI gilt auch für übergeleitete 
Pflegebedürftige.

	 (9) Für Aufwendungen nach § 9, die vor dem  
1. Januar 2015 entstanden sind, gilt § 9 in der am 
31. Dezember 2014 geltenden Fassung. Für Auf-
wendungen einer Kurzzeitpflege während einer 
häuslichen Krankenpflege nach § 6 Absatz 1 
Nummer 7, die vor dem 1. Januar 2016 entstan-
den sind, gilt § 6 Absatz 1 Nummer 7 in der am 
31. Dezember 2015 geltenden Fassung. Für Auf-
wendungen die vor dem 1. Januar 2017 entstan-
den sind, gelten §§ 2, 6 Absatz 1 Nummer 8, §§ 9, 
10a Satz 3 Nummer 4 Buchstabe b, §§ 13 Ab- 
satz 3 und 4, 14 Absatz 5 Satz 1, §§ 15 Absatz 1 
und 2, § 17 Absatz 10 und § 19 Absatz 4 und 6 in 
der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung.«

15.	Die Anlage wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 2.1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nach der Zeile mit dem Wort »Narbenschüt-
zer« werden in einer neuen Zeile die Wörter 
»Neurodermitis-Overall für Personen, die das 
zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben (zwei pro Jahr und bis zu 80 Euro je Ove-
rall)« eingefügt.

bb)	In der Zeile mit dem ersten Wort »Pflegebett« 
wird die Angabe »§ 9« durch die Wörter 
»§§ 9 b, 9 c oder § 9 e Satz 1« ersetzt.

b)	 In Nummer 2.3 Satz 4 wird die Angabe »§ 9 Abs. 
11« durch die Angabe »§ 9 h« ersetzt.

Artikel 3

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft, 
soweit in Absatz 2 und 3 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Artikel 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2015 in 
Kraft.

(3) Artikel 2 Nummer 5 Buchstabe a tritt mit Wirkung 
vom 1. Januar 2016 in Kraft.

stuttgart, den 22. November 2016� Sitzmann

dürftigen sind nach Maßgabe der Anlage beihilfefä-
hig oder wenn und soweit das Hilfsmittel von der 
Pflegeversicherung anteilig bezuschusst wird. Bei 
stationärer Pflege gilt Satz 1 nur für Gegenstände, 
die zum Verbrauch bestimmt, die individuell ange-
passt oder die überwiegend nur der oder dem Pflege-
bedürftigen allein überlassen sind, sofern sie nicht 
üblicherweise von der Einrichtung vorzuhalten sind. 
Für ärztlich schriftlich verordnete, zum Verbrauch 
bestimmte Hilfsmittel, die nicht bereits nach Num-
mer 2 der Anlage beihilfefähig sind, sind bei häusli-
cher Pflege Aufwendungen bis zu dem in § 40 Ab-
satz 2 Satz 1 SGB XI genannten Betrag monatlich 
beihilfefähig.

	 § 9
     mm m   j

	 Pflegeunterstützungsgeld

	 Hat eine nicht beihilfeberechtigte Person einen An-
spruch auf Pflegeunterstützungsgeld nach § 44 a Ab-
satz 3 SGB XI wegen der Pflege einer beihilfebe-
rechtigten Person oder eines berücksichtigungsfähi-
gen Angehörigen, wird hierzu eine Beihilfe unter 
Anwendung des für die gepflegte beihilfeberechtigte 
Person oder den berücksichtigungsfähigen Angehöri-
gen maßgeblichen Bemessungssatzes gewährt. Die 
Festsetzung des Pflegeunterstützungsgeldes erfolgt 
auf schriftlichen Antrag der nicht beihilfeberechtig-
ten Person nach Satz 1.«

  9.	In § 10 a Satz 3 Nummer 4 Buchstabe b werden die 
Wörter »eine Pflegestufe 2 oder 3 vorliegt« durch die 
Wörter »ein Pflegegrad 3, 4 oder 5 vorliegt« ersetzt.

10.	In § 13 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 wird je-
weils das Wort »europäischen« durch das Wort »Eu-
ropäischen« ersetzt.

11.	In § 14 Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter »§ 9 Abs. 
3 Satz 1, Abs. 4 bis 7, 10 und 11« durch die Wörter 
»§§ 9 a, 9 b Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 bis 4, §§ 9 c bis 
9 f Absatz 1 und 2, §§ 9 g bis 9 j« ersetzt.

12.	§ 15 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 6 werden die Wörter »§ 9 Ab-
sätze 3 bis 7 und 12,« durch die Wörter »§§ 9 a bis 
9 f Absatz 1 und 2, §§ 9 g bis 9 j,« ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter »§ 9 Ab- 
satz 4 und Absatz 6 Nummer 5« durch die Wörter 
»§ 9 b Absatz 2 und Absatz 4 und § 9 f Absatz 2« 
ersetzt.

13.	In § 17 Absatz 10 Satz 1 und 2 wird jeweils die An-
gabe »§ 9« durch die Wörter »§ 9 b Absatz 2 und 4« 
ersetzt.

14.	§ 19 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 4 und Absatz 6 Satz 2 wird jeweils die 
Angabe »§ 9« durch die Angabe »§§ 9 a bis 9 j« 
ersetzt.

b)	 Folgende Absätze 8 und 9 werden angefügt:


